
Die Bundesdelegiertenkonferenz von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN unterstützt die Forderung des
Kinderhilfswerks UNICEF an die Bundesregierung im Besonderen das Bundesinnenministerium, den
Vorbehalt gegen die Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen aufzugeben. Mit diesem be-
hält sich die Bundesrepublik vor, auf dem Gebiet des Ausländerrechts auch weiterhin die UN-
Konvention einschränkende Bestimmungen zu erlassen. Die Bundesregierung wird aufgefordert,
die Signale aus dem deutschen Bundestag und die Forderungen der Wohlfahrts- und Flüchtlings-
verbände für eine humanere Flüchtlingspolitik wahrzunehmen und das deutsche Recht vorbehalt-
los an die Kinderrechtskonvention anzupassen.
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